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Mittheilungen aus der Praxis. 
Die Anſprüche einer Eiſenbahngeſellſchaft, welcher ein Nein 
erträgniß vom Staate garantirt wurde, auf Bezahlung der 
Betriebsdeficite, find öffentlich⸗ rechtlicher Natur und können vor 
dem Civilrichter nicht ausgetragen werden. | 

In dem Art. 15 der Conceſſionsurkunde vom 11. September 
1869, Nr. 180 R. G. Bl., mittelſt welcher der Bau und Betrieb 
einer Locomotiveiſenbahn von Przemysl über Chyrow, Lisko, Zagorz 
und Szezawne an die galiziſch-ungariſche Landesgrenze bei Lupkow con⸗ 
ceſſionirt wurde, war den Conceſſionären und rückſichtlich der in alle 
Rechte und Verbindlichkeiten derſelben getretenen ſtaatlich genehmigten 
Actiengeſellſchaft „Erſte ungariſch⸗galiziſche Eiſenbahn“ die Garantie 
eines jährlichen fünfprocentigen Reinerträgniſſes in Silber von dem 
Nominalcapitale von 955.000 fl. ö. W. per Meile nebſt der erforder⸗ 
lichen Tilgungsquote zugeſichert worden. Dieſe Nominalſumme des ga⸗ 
rantirten Aulagecapitales von 955.000 fl. ö. W. per Meile wurde 
ſohin mittelſt Erlaſſes des k. k. Handelsminiſteriums ddo. Wien, 
21. Juni 1872, Z. 15.405/3558, auf den Betrag von Einer Million 
Gulden öſterreichiſche Währung per Meile erhöht. 

Die Bahn war genöthigt, von ihrem Rechte auf die Staats⸗ 
garantie Gebrauch zu machen, zumal ſie ſogar an Betriebsausfällen 
(Betriebsdeficiten) litt; ſie iſt daher auch bei der k. k. Regierung nicht 
nur um Staatsvorſchüſſe zur Einlöſung der Actien- und Prioritäten⸗ 
coupons und zur Rücklöſung der verlosten Prioritäten eingeſchritten, 
ſondern hat auch unausgeſetzt das k. k. Aerar um Deckung der Betriebs⸗ 
ausfälle gebeten. Dieſes letztere Anſuchen wurde jedoch ſtets zurückgewieſen. 

Die „Erſte ungariſch⸗galiziſche Eiſenbahn“ bat daher mittelſt bei 
dem k. k. Landesgerichte in Wien am 15. Mai 1876, Z. 40.303, 
wider das k. k. Aerar eingebrachter Klage um Erkenntniß: 

Das hohe k. k. Aerar ſei ſchuldig, der Bahn, behufs Deckung 
der während der Jahre 1872, 1873 und 1874 entſtandenen Betriebs⸗ 
ausfälle der galiziſchen Strecke dieſer Bahn als Garantiezuſchuß im 


| 
E früher vollendet und dem Betriebe übergeben werden, ſo 


Sinne der Art. 15 bis 18 der Conceſſionsurkunde vom 11. Sep⸗ 
tember 1869 *) baare 255.250 fl. 72 kr. ö. W. ſammt 6 Procent 
Zinſen ꝛc. zu bezahlen. 

Die k. k. n. ö. Finanzprocuratur ſetzte dieſer Klage sub praes. 
4. Juni 1876, Z. 46953, die Einwendung entgegen, daß „der Civil⸗ 
richter zur Entſcheidung über dieſen Klageanſpruch nicht competent iſt“ 
und begründete dieſe exceptio fori damit: 


) Wir laſſen, behufs Klarſtellung der Natur der Garantie, dieſe Artikel 
hier ſolgen: 
a Art. 15. Für die conceſſionirte Bahn wird vom Staate die Garantie 
eines jährlichen fünfprocentigen Reinerträgniſſes in Silber von dem Nominal⸗ 
capitale von 955.000 fl. 6. W. per Meile nebſt der erforderlichen Tilgungsquote 
zugeſichert. - - ! 

Die Garantie hat mit dem Tage der Eröffnung des Betriebes auf 
ganzen Eiſenbahnſtrecke in Wirkſamkeit zu treten. 

Sollte jedoch die Theilſtrecfñfe von Przemysl bis Szezawne am Fuße des 


* 


hat die Garantie ſchon mit dem Tage der Eröffnung des Betriebes auf der 
genannten Theilſtrecke für das auf die letztere wirklich aufgewendete und gehörig 
nachgewieſene Anlagscapital in Wirkſamkeit zu treten. 

Art. 16. Von dem garantirten jährlichen Reinerträgniſſe iſt derjenige 
Betrag zur Capitalstilgung zu verwenden, welcher durch die Staatsverwaltung 
nach einem von ihr zu genehmigenden Amortiſationsplane, demzufolge das 
emittirte Capital während der Dauer der Conceſſion zu tilgen iſt, beſtimmt 
werden wird. 

Art. 17. Der von der Staatsverwaltung aus Aulaß der übernommenen 
Garantie allenfalls zu zahlende Zuſchuß iſt über vorausgegangene Prüfung der 
vorzulegenden documentirten Jahresrechnung drei Monate nach deren Ueber⸗ 
reichung flüͤſſig zu machen. 

Das Aerar wird jedoch auch früher zur Einlöſung der verfallenen Actien 
und Obligationencoupons nach Maßgabe des auf Grund des Ertragspräliminars 
richtiggeſtellten Erforderniſſes Theilzahlungen unter Vorbehalt der auf Grundlage 
der Jahresrechnung zu pflegenden Abrechnung leiſten, wenn die Conceſſionäre 
ſechs Wochen vor der Verfallszeit das bezügliche Anſuchen geſtellt haben werden. 

5 Wenn nach endgiltiger Feſtſtellung der Jahresrechnung, welche ſpäteſtens 
binnen drei Monaten nach Ablauf des Betriebsjahres vorzulegen ſein wird, ſich 
herausſtellen ſollte, daß die Vorſchüſſe zu hoch bemeſſen worden ſind, ſo haben 
die Conceſſionäre den erhaltenen Mehrbetrag mit Zurechnung von 6 Procent 
Zinſen ſofort zu refundiren. 

Der Anſpruch auf Leiſtung eines Zuſchuſſes von Seite des Staates muß; 
aber längſtens innerhalb Eines Jahres erhoben werden, widrigenfalls derſelbe 
erloſchen iſt. 

Art. 18. Der Betrag, welchen die Staatsverwaltung in Folge der über⸗ 

nommenen Garantie zahlt, iſt lediglich als ein mit 4 Procent jährlich verzins⸗ 
licher Vorſchuß zu behandeln. 
5 Wenn der Reinertrag der Bahn die garantirte Jahresſumme überſchreitet, 
iſt die Hälfte des diesfälligen Ueberſchuſſes ſogleich zur Zurückzahlung des ge⸗ 
leiſteten Vorſchuſſes ſammt Zinſen an die Staatsverwaltung bis zur gänzlichen 
Tilgung abzuführen. 

Von der erübrigenden anderen Hälfte iſt ein von der Staatsverwaltung 
ſtatutenmäßig zu beſtimmender Theil in den Reſervefond zu hinterlegen. 

Die Berichtigung der fälligen Zinſen hat der Refundirung der Vorſchüſſe 
voranzugehen. 

Forderungen des Staates an ſolchen Vorſchüſſen oder Zinſen, welche bis 
zur Zeit des Erlöſchens der Conceſſion oder Einlöſung der Bahn noch nicht be⸗ 
zahlt wurden, ſind aus dem noch erübrigenden Vermögen der Unternehmung zu 
berichtigen. 


daß „die Veranlaſſung des bei Eiſenbahnconceſſionen eintretenden 
Verhältniſſes zwiſchen der Regierung und den Conceſſionären eine öffentlich⸗ 


rechtliche ſei; aus dem Titel der Benützung des öffentlichen Gutes, der 


im öffentlichen Intereſſe conceſſionirten Exploitation eines Monopols 
und dergleichen geſtalte ſich die Rechtslage der Eiſenbahnunternehmung 
zu einer des öffentlichen Rechtes, und es müſſe demnach ſchon aus all⸗ 
gemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätzen die Nichtanwendbarkeit des mate⸗ 
riellen und formellen Civilrechtes auf die Angelegenheit der Frage abge⸗ 
leitet werden. 

Hiezu trete die poſitive Vorſchriſt des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes 
vom 11. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., deſſen §S 13 aus⸗ 
drücklich die im Geſetze geregelten Angelegenheiten von dem Rechtswege 
ausſchließt“. 

Hierauf erwiderte die Klägerin, indem ſie vor Allem darauf hin⸗ 
wies, was der Berichterſtatter Dr. Herbſt (in Uebereinſtimmung mit 
dem Abgeordnetenhauſe am 15. März 1875, in der 130. Sitzung der 
8. Seſſion, pag. 4554 der ſtenographiſchen Protokolle) anläßlich der 
ganz gleichen Frage des Betriebsdeficites der Vorarlberger Bahn laut 
ausgeſprochen hat, daß nämlich „über dieſe Frage der Civilrichter zu 
entſcheiden habe, und weder in dem Eiſenbahnconceſſionsgeſetze, noch in 
der ſpeciellen Conceſſion irgend ein Anhaltspunkt für die Behauptung 
zu finden ſei, daß der Richter nicht competent wäre, über die Frage zu 
entſcheiden, ob der Staat der übernommenen vertragsmäßigen Verpflich⸗ 
tung nachzukommen hat“, — im Weſentlichen, daß in den beiden 
Worten; „vertragsmäßige Verpflichtung“ der Kern der Sache liege; die 
Beranlaſſung der Conceſſion ſei höchſt irrelevant, nicht warum das 
Aerar etwas zuſicherte, ſondern einzig und allein, daß und was es zu⸗ 
ſicherte, ſei entſcheidend; es handle ſich auch nicht um ein „Conceſſions⸗“, 
ſondern um ein Garantierechtsverhältniß, um das Recht der Bahn aus 
einem angenommenen Verſprechen; neben der Veranlaſſung beſtehe das 
höchſt privatrechtliche Intereſſe der Conceſſionäre, Actionäre und Gläu⸗ 
biger der Bahn, und beide führen zu Unterhandlungen und ſchließlich 
zu dem Rechtsgeſchäfte; dieſes liege nun ſehr klar vor; es ſei ein in 
der Conceſſionsurkunde enthaltener und über Anſuchen der Conceſſionäre 
errichteter Vertrag; es ſei nicht die Conceſſion ſelbſt, ſondern nur mit 
dieſer in der Urkunde enthalten: der rein und ſtreng vertragsmäßige 
und eben deshalb rein privatrechtliche Theil dieſer Urkunde; der Inhalt 
desſelben ſei laut Artikel 15 die Zuſicherung der Garantie, laut Artikel 
17 die Uebernahme derſelben; der Zuſchuß ſei nach Artikel 18 und 
20 lediglich ein zu 4 Procent zu verzinſender Vorſchuß, und das Ali⸗ 
nea 5 des Artikel 17 nenne ſogar die Anſprüche des Staates auf die 
Zurückzahlung dieſes Vorſchuſſes: Forderungen des Staates. 

Dem geiſtigen Inhalte nach ſichert der Staat Vorſchüſſe zu; er 
iſt alſo den Conceſſionären gegenüber Darleiher, den Gläubigern und 
Actionären gegenüber Zahler und Bürge; er bürgt dieſen für eine 
beſtimmte Ertragshöhe und verſpricht dies durch ein Darlehen an die 
Bahn zu perſolviren; damit habe der Staat ein rein privatrechtliches 
Geſchäft geſchloſſen, welches nach 88 20 und 290 a. b. G. B. und 
dem Hofkanzleidecrete vom 27. Juni 1820 (politiſche Geſetzesſammlung, 
Bd. 48, S. 140) dem materiellen und formellen Privatrechte unterliege. 

Der § 13 des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes ſei auf den vorliegen⸗ 
den Fall gar nicht anzuwenden, da dieſer eben nur die Ueberwachung 
und Durchſetzung der dort normirten adminiftrativen Angelegenheiten 
im Auge habe; in dieſem Geſetze ſei das Staatsgarantieverhältniß 
ganz naturgemäß gar nicht normirt, vielmehr um ſo gewiſſer aus ſei⸗ 
nem Rahmen ausgeſchloſſen, als es im § 10 1, Al. 2, davon ſpricht, 
daß, wenn eine Garantie übernommen würde, noch andere Conceſſions⸗ 
beſtimmungen getroffen werden würden, das Geſetz ſetze daher ſelbſt 
die Conceſſionsbeſtimmungen dem Carantieverhältniſſe als weſentlich 
Verſchiedenes entgegen. N 

In richtiger Erkenntniß deſſen ſei vom Geſetze ſelbſt der wichtigſte 
Theil des Expropriationsverfahrens den Gerichten zugewiefen; weiters 
fei, obwohl der § 10 des citirten Conceſſionsgeſetzes Beſtimmungen 
über Vergütung des durch Eiſenbahnbauten verurſachten Schadens enthält, 
doch mit Erlaß vom 28. Juli 1864, 3. 9400 — 1868 H. M., Central⸗ 
blatt Nr. 52, erklärt worden, daß über derlei Anſprüche die Gerichte 
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) Derſelbe lautet wörtlich: 

8 13. Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung dieſer Beſtimmungen 
beziehen, ſind von dem Rechtswege ausgeſchloſſen und gehören vor die admini⸗ 
ſtrativen Behörden. 
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zu entſcheiden haben; ferner wurden mit Geſetz vom 2. Jänner 1859, 
Nr. 25, $ 8, Schäden an Bergbauen durch Eiſenbahnen und mit 
Geſetz vom 5. März 1869, Nr. 27 R. G. Bl., alle Klagen auf 
Erſatzleiſtung wider Eiſenbahnen wieder ausdrücklich den Gerichten 
zugewieſen; und endlich iſt im Art. 26 der Eingangs citirten Conceſſions⸗ 
urkunde ſelbſt den Conceſſionären der Erſten ungariſch⸗galiziſchen 
Eiſenbahn das Recht eingeräumt worden, wenn der Conceſſionsurkunde 
zuwidergehandelt würde, wegen des erweislichen Schadens vor den 
Gerichten auf Erſatz zu dringen ). 

So unterſcheide das Geſetz ſelbſt allüberall zwiſchen admini⸗ 
ſtrativen Conceſſionsbeſtimmungen und Privatrechten. 

Hierüber hat nach gewechſelter Replik und Duplik, worin früher 
Geſagtes wieder beſprochen wurde, das k. k. Landesgericht in Wien 
mittelſt Urtheiles ddo. 29. September 1876, 8. 76831, die exceptio 
forı zurückgewieſen, und zwar aus nachſtehenden Gründen: 

„In der Klage wird angeführt, daß das k. k. Aerar auf Grund 
des Geſetzes A vom 20. Mai 1869, Nr. 83 R. G. Bl., in der 
Conceſſionsurkunde B vom 11. September 1869, Nr. 180 R. G. Bl., 
und im Erlaſſe O vom 21. Juni 1872 des k. k. Handelsminiſters, 
der klagenden Eiſenbahn ein beſtimmtes Reinerträgniß garantirt habe 
und nun, da der Fall des ſo zugeſicherten Zuſchuſſes eingetreten ſei 
ſich weigere, der übernommenen Verpflichtung gerecht zu werden. 

Gegen die vom k. k. Handelsgerichte Wien verfügte Annahme 
dieſer Klage hat die k. k. n. ö. Finanzprocuratur in Vertretung des 
k. k. Aerars die Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit erhoben, indem 
ſie anführt, daß die Veranlaſſung des bei Eiſenbahnconceſſionen ein⸗ 
tretenden Verhältniſſes zwiſchen den Conceſſionären und der Regierung 
eine öffentlich-vechtliche und als ſolche der Beurtheilung der Gerichte 
entzogen ſei. Dieſe Rüdficht, behauptet die k. k. Finanzprocuratur, 
habe auch im vorliegenden Falle als Richtſchnur zu dienen, weil der 
Klageanſpruch eben auf die Conceſſionsertheilung gegründet ſei. 

Das Gericht iſt nicht berufen, zu unterſuchen, aus welcher Ver⸗ 
anlaſſung und zu welchem Zwecke der klagenden Bahn die in Rede 
ſtehende Conceſſion ertheilt worden iſt, und es iſt unnöthig, zu unterſuchen, 
aus welchem Grunde der klagenden Bahn die bezüglich ihres Umſanges 
ſtreitig gewordene Garantiezuſicherung zugeſtanden worden iſt. Bei 
Entſcheidung des erhobenen Competenzſtreites genügt das Vorhandenſein 
ſolcher Umſtände, welche die Anwendung des materiellen und formellen 
Be auf den Streitfall, das iſt das Einſchreiten des vom 
Kläger angerufenen ordentlichen Gerichtes rechtfertigen. Solche Umſtände 
ſind aber allerdings vorhanden. 

In dieſer Beziehung bedarf die Behauptung der k. k. Finanz⸗ 
procuratur, daß die Conceſſionsertheilung vom 11. September 1869, 
Nr. 180 R. G. Bl., den Titel der diesfälligen Klage bilde, inſoſerne 
einer Berichtigung, als den Klagegrund nicht bloß die durch die eben 
erwähnte Urkunde documentirte Conceſſionsertheilung, ſondern die in 
der Conceſſionsurkunde und hauptſächlich im Erlaſſe C des k. k. Handels⸗ 
miniſters enthaltene Garantiezuſicherung bildet. — In dieſen Urkunden 
B und OC hat die Staatsverwaltung der klägeriſchen Bahn für gewiſſe 
Eventualitäten eine Leiſtung im Gelde verſprochen und dieſe — was 
unzweifelhaft iſt — hat dieſes Verſprechen angenommen. Damit iſt ein 
Vertrag zu Stande gekommen, ein privatrechtliches Verhältniß zwiſchen 
der Bahn einerſeits und der k. k. Regierung, rückſichtlich dem k. k. Aerar, 
andererſeits begründet worden, welches, gleich allen Privatrechten, im 
Falle eines Streites, vom Richter zu beurtheilen iſt, vorausgeſetzt, daß 
die Ingerenz des Richters nicht durch ein Geſetz ausgeſchloſſen wurde, 
was hier der Fall nicht iſt, indem eine den Richter ausſchließende Be⸗ 
ſtimmung weder in der Conceſſionsurkunde B noch, wie die k. k. Finanz⸗ 
procuratur meint, im Art. XIII des Eiſenbahnconceſſionsgeſetzes vom 
14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., enthalten iſt, nachdem 
dieſer Geſetzesartikel offenbar nur Vorkommniſſe im Eiſenbahnweſen vom 
Rechtswege ausſchließt, welche ihrer Beſchaffenheit wegen in das Bereich 
der adminiſtrativen Behörden gehören. 

Daß Streitigkeiten über die einer Eiſenbahn vertragsmäßig vom 
k. k. Aerar zu leiſtenden Zuſchüſſe vom Rechtswege ausgeſchloſſen ſein 


) Dieſer Abſatz aus Art. 26 lautet: „Indem wir Jedermann ernſtlich 
verwarnen, den Beſtimmungen dieſer Conceſſion zuwider zu handeln, und den 
Conceſſionären das Recht einräumen, wegen des erweislichen Schadens vor 
unſeren Gerichten auf Erſatz zu dringen, ertheilen wir ſämmtlichen Behörden, 
die es betrifft, den gemeſſenen Befehl, über die Conceſſion und alle darin ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen ſtrenge und ſorgfältig zu wachen“. 3 
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ſollen, läßt ſich aus dieſem Geſetze nicht entnehmen und wird auch in | 18. September 1877, 3. 8812 über die außerordentliche Reviſions⸗ 
keinem anderen Geſetze ausgeſprochen. beſchwerde der k. k. Finanzprocuratur die gepflogene Verhandlung und 

Aus dieſen Erwägungen wurde die Einwendung der Unzuſtändigkeit die ergangenen Urtheile mit Verfällung der Kläger in die der Gegen⸗ 
des Rechtes als ungegründet erklärt. partei binnen vierzehn Tagen zu erſetzenden Koſten erſter und zweiter 

Die Verfällung des k. k. Aerars in den Erſatz der Koſten dieſes Inſtanz von Amtswegen aufzuheben und dem k. k. Landesgerichte auf⸗ 
Zwiſchenſtreites iſt eine geſetzliche Folge der Sachfälligkeit.“ zutragen befunden, die Klage, als einen vor die Verwaltungsbehörden 

Ueber Appellation der k. k. n. ö. Finanzprocuratur hat das gehörigen Gegenſtand betreffend, der Klägerin zurückſtellen zu laſſen; 
k. k. öſterr. Oberlandesgericht in Wien sub 25. April 1877, Z. 21.888, „denn durch Ertheilung einer Conceſſion für Privateiſenbahnbauten, 
das erſtrichterliche Erkenntniß beſtätigt. Die Gründe lauten: bezüglich welcher die Miniſterialverordnung vom 14. September 1854, 

„Die Beſtimmung des Art. 15 der zum Baue und Betriebe einer Z. 238 erging, wird ein privatrechtliches Verhältniß zwiſchen der Re⸗ 
Locomotiveiſenbahn von Przemysl an die ungariſche Landesgrenze bei gierung als Staatsverwaltung und den Coneeſſionswerbern nicht be⸗ 
Lipkow ertheilten Conceſſionsurkunde vom 11. September 1849, Nr. 180 gründet, ſelbe ſtellt ſich vielmehr als Ertheilung des ausſchließlichen 
R. G. Bl., wonach für dieſe Bahn vom Staate die Garantie eines Befugniſſes zur Herſtellung einer Anlage dar, welche als öffentliches 
jährlichen fünfprocentigen Reinerträgniſſes in Silber vom Nominalcapitale Transportmittel zu dienen hat, womit die in dieſer Verordnung auf⸗ 
per 955.000 fl. per Meile zugeſichert wird, muß als ein nach den geführten Zugeſtändniſſe und Verbindlichkeiten der Regel nach verbun⸗ 
Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu beurtheilender den find, vorbehaltlich noch anderweitiger Verbindlichkeiten, welche, 
Vertrag angeſehen werden, welcher auf Grund des Geſetzes vom wenn von der Staatsverwaltung eine Zinſengarantie für das Unter⸗ 
20. Mai 1869, Nr. 83 R. G. Bl., Art. I, zwiſchen den ein⸗ nehmen übernommen wird, zur Bedingung gemacht werden. 
ſchreitenden Conceſſionswerbern durch deren Bitte um die Coneeſſions⸗ Mit dem Geſetze vom 20. Mai 1869, Nr. 83 wurde die Re⸗ 
verleihung und der Regierung durch Ertheilung der Conceſſion, rück- gierung ermächtigt, die Herſtellung einer Locomotiveiſenbahn von Prze⸗ 
fichtfih Gewährung der in dem zuletzt erwähnten Geſetze, Art. II, ger | mySl an die galiziſch⸗ungariſche Landesgrenze durch Conceſſionsertheilung 
ſtatteten beſonderen Begünſtigung der Zinſengarantie zu Stande ge- ſicherzuſtellen und die Staatsgarantie eines jährlichen fünfprocentigen 
kommen iſt. Reinerträgniſſes in Silber mit Inbegriff der Tilgungsquote von dem 

Die wider das erſtrichterliche Urtheil apellirende k. k. Finanz⸗ wirklich aufgewendeten und nachgewieſenen Anlagecapitale, welches 
procuratur nennt in ihrer Replik das bei Eiſenbahnconceſſionen zwiſchen jedoch durchſchnittlich die Höhe Einer Million Gulden öſterreichiſcher 
Regierung und Conceſſionären eintretende Verhältniß ſelbſt ein Rechts⸗ Währung per Meile nicht überſteigen darf, für die Dauer der Con⸗ 
verhältniß, meint aber, daß es durchwegs nach öffentlichem Rechte und | cefjion zuzuſichern, wobei die in Folge der übernommenen Garantie in 
mit Ausſchluß der gerichtlichen Competenz durch die Adminiſtrations⸗ Anſpruch genommenen Zuſchüſſe der Staatsverwaltung als mit vier 
behörden zu beurtheilen ſei, weil es auf öffentlichen Rückſichten, aus Procent verzinsliche Vorſchüſſe im Falle eintretender Refundirung aus 
welchen Eiſenbahnconceſſionen ertheilt werden und auf dem Eiſenbahn⸗ Ueberſchüſſen der Einnahmen zu behandeln find. Auf Grund dieſes 
conceſſionsgeſetze vom 14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., Geſetzes fand ſich Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich bewogen, 
fuße, und in dieſen der letzte Grund ſeiner Entſtehung liege. mit Urkunde vom 11. September 1869, Nr. 180 R. G. Bl., den 

Das iſt aber eben ſo unrichtig, als es die Behauptung der k. k. Conceſſionswerbern das Recht zum Baue und Betriebe der vorerwähn⸗ 
Finanzprocuratur iſt, die Conceſſiousurkunde ſei überhaupt gar kein ten Bahn zu ertheilen (mit Bezugnahme auf die vorerwähnte Verord⸗ 
Vertrag, ſondern, wie ſie ſelbſt am Schluſſe ſich benenne, ein Brief, nung vom Jahre 1854) und ihnen die zur Ausübung gelangte Be⸗ 
ein einſeitiger Act der Staatshoheit, der von den Compaciscenten nicht fugniß einzuräumen, eine Actiengeſellſchaft zu bilden und behufs Geld⸗ 
mitgefertigt ſei. beſchaffung Actien und Prioritäisobligationen auszugeben, und wurde 

Nicht allein die Conceſſionsurkunde vom 11. September 1869, vom Staate für dieſe conceſſionirte Bahn die Garantie eines jährlichen 
Nr. 180 R. G. Bl., ſondern auch das Eiſenbahnconceſſionsgeſetz vom fünfprocentigen Reinerträgniſſes in Silber von dem Nominalcapitale 
14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., enthalten vielſache Be- von 955.000 fl. ö. W. per Meile (hinterher auf Eine Million erhöht) 
ſtimmungen in Betreff der gegenſeitigen Rechte und Verpflichtungen nebſt erforderlicher Tilgungsquote zugeſichert, jedoch zur Wahrung des 
zwiſchen der die Conceſſion verleihenden Staafsgewalt einerſeits und aus derſelben für die Staatsverwaltung entſpringenden Intereſſes der⸗ 
den Conceſſionären anderſeits, wonach die vertragsrechtliche Natur der ſelben vorbehalten, von der Gebahrung Einſicht zu nehmen, wobei ſie 
in Rede ſtehenden Eiſenbahnconceſſion um ſo minder in Zweifel ſtehen Sorge zu tragen hat, daß die Ueberwachung der Gebahrung in der 
kann, als, wie Eingangs erwähnt, Verſprechen und Annahme in der Ur- Art ſtattfinde, daß es bei Vorlage der Jahresrechnung nur der ziffer⸗ 
kunde ſelbſt vorliegen. mäßigen Ueberprüfung bedürſe. 

Da kein Geſetz beſteht, welches die Beurtheilung der aus einem Durch dieſe das Zuſtändekommen der Unternehmung und die 
Vertrage entſpringenden gegenſeitigen Rechte und Pflichten aus dem Placirung der Actien und Prioritätsobligationen erleichternde ſtaatliche 
bloßen Grunde allein vor die Adminiſtrativbehörde weiſen und dem Zuſicherung wurde jedoch kein privatrechtliches Vertragsverhälniß zwiſchen 
ordentlichen Richter entziehen würde, daß die veranlaſſende Urſache der Staatsverwaltung und der damals noch gar nicht exiſtent gewordenen 
des Vertragsſchluſſes in öffentlichen Rückſichten lag, ſo könnte auch heute klagenden Actiengeſellſchaft im Sinne eines Darlehensgebers und 
die Beurtheilung des der Klage zu Grunde liegenden Rechtsverhält-⸗ Nehmers und ebenſowenig ein das Klagerecht des § 1019 des a. b. 
niſſes der richterlichen Judicatur nur inſoferne entzogen ſein, als dies G. B. einräumendes Rechtsverhältniß begründet. 
entweder im Eiſenbahnconceſſionsgeſetze vom 14. September Wan Die Auslegung des Art. 15 der Conceſſionsurkunde bei, zwiſchen 
Nr. 238 R. G. Bl., im Allgemeinen angeordnet, oder in der Con- der Geſellſchaft und der Staatsverwaltung ſich ergebenden divergirenden 
ceſſionsurkunde vom 11. September 1869, Nr. 180 R. G. Bl., Anſchauungen ſteht daher nicht den Gerichten zu, ſondern es handelt 


beſonders verfügt wäre. ſich in dieſem Falle um eine Angelegenheit, welche zufolge $ 13 der 
Keines von beiden iſt der Fall. Die Conceſſionsurkunde enthält | erwähnten Miniſterialverorduung vom 14. September 1854 vom 
keine von dem allgemeinen Conceſſionsgeſetze abweichende und bezüglich der Rechtswege ausgeſchloſſen iſt und vor die adminiſtrative Behörde gehört, 
Competenz neue Verſügung, aus den 88 13 und 10 des letzteren Geſetzes indem eine eingeſchränkte Tragweite dieſes Paragraphen, wie ſelbe von 
vermag aber der Ausſchluß der in Rede ſtehenden Sache vom Rechtswege den unteren Inſtanzen angenommen wurde, weder in dem Wortlaute 
nicht abgeleitet zu werden, weil nur Angelegenheiten, welche ſich auf die derſelben, noch im Geiſte der Verordnung einen Anhaltspunkt findet. 
Vollziehung der in jenem Geſetze enthaltenen Beſtimmungen beziehen, den Es mußte daher nach Vorſchrift des § 48 des kaiſ. Patentes vom 
Adminiſtrativbehörden zugewieſen und vom Rechtswege ausgeſchloſſen 20. November 1852, Nr. 251, die über einen vor die Verwaltungs⸗ 
ſind, jenes Geſetz aber in Bezug auf die gegenſeitigen Rechte und behörden gehörigen Gegenſtand gepflogene Verhandlung nebſt ergangenen 
Pflichten aus der Zinſengarantie überhaupt gar keine Anordnung Entſcheidungen aufgehoben, die Zurückſtellung der unzuſtändig bei 
enthält. Gericht eingebrachten und angenommenen Klage verfügt und die Klägerin 
Es war daher das erſtrichterliche die Incompetenzeinwendung in die hiedurch dem belangten k. k. Aerar verurſachten Koſten erſter 
verwerfende Urtheil zu beſtätigen, womit die Verfällung des k. k. und zweiter Inſtanz (da jene der Reviſionsbeſchwerde nicht begehrt 
Aerars in die Koſten beider Inſtanzen verbunden iſt.“ wurden) verfällt werden.“ Jur, Bl. 
Dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Erlaß vom 


Durch die Ueberſchreitung der Befugniß des Fahrens über fremde 

Grundſtücke Seitens eines Servitutberechtigten wird der That⸗ 

beſtand des Feldfrevels wegen unbefugten Fahrens über Grund⸗ 

ſtücke nicht begründet und kann eine ſolche Ueberſchreitungshand⸗ 
lung nur im Civilrechtswege verfolgt werden. 


Joſef V. hat das der Gemeinde S. gehörige Wirthshaus im 
Rathhauſe ſammt den dazu gehörigen Grundſtücken im öffentlichen 
Licitationswege gepachtet; die Licitationsbedingniſſe enthielten ſolgende 
Beſtimmung im Abſatze 16: „Nachdem über die Wieſe N. top. 1042 
ein Weg auf die zu Nr. C. 45 in S. gehörigen Grundftücke ſührt, iſt 
der Pächter verpflichtet, dieſen Weg zu geſtatten, jedoch nur damals, 
wenn ihm durch das Hinüberfahren kein Schaden zugefügt wird“. 

Am 1. Mai 1876 hat Joſef V. bei der Bezirkshauptmannſchaft 
B. ſich beſchwert, daß der Beſitzer der Realität Nr. 45 Johann U. 
die in den Pachtbedingniſſen wegen Benützung des über die Wieſe 
N. top. 1042 führenden Weges enthaltene Beſchränkung nicht berück⸗ 
ſichtige, ungeachtet des Verbotes über die durch Regen aufgeweichte 
Wieſe unauſhörlich ſahre, hiebei viele tiefe Geleiſe in der Wieſe ver⸗ 
urſacht habe und der Urheber des weitern Schadens ſei, daß die auf 
dieſem Wege gehenden Menſchen den Geleiſen ausweichen, das Gras 
auch neben dem Wege zertreten und viele Fußwege machen. 

Wegen Befangenheit des Gemeindevorſtandes bat Joſef V. im 
Grunde des § 31 des Feldſchutzgeſetzes vom 12. October 1875 (L. G. 
Bl. Nr. 76) die Bezirkshauptmannſchaft um commiſſionelle Erhebung 
des Schadens, Verurtheilung des Johann U. wegen Feldfrevels zu 
einer Geldſtrafe und zum Schadenerſatze. f 


Die Bezirkshauptmannſchaft in B. hat mit dem Erkenntniſſe vom 
22. Juli 1876 nachſtehend erkannt: 


Johann U., Beſitzer der Realität Nr. C. 45 in S. hat dadurch, 
daß er über die der Gemeinde S. gehörige und von Joſef V. ge⸗ 
pachtete Wieſe N. top. 1042 gegen Ende April 1876 zweimal auf 
einem von zwei Pferden gezogenen Wagen und dann mit einem Schub⸗ 
karren Dünger auf ſeine hinter der Wieſe gelegenen Felder wiſſentlich 
durch feinen Sohn Anton U. führen ließ u. z. zu einer Zeit, als die 
Wieſe beträchtlich naß und brüchig war, wodurch ein Flächenraum von 
54 Qudrtklftr. derart zerfahren wurde, daß heuer auf demſelben ent⸗ 
ſchieden nichts wachſen kann, ſich mit Rückſicht auf das Recht der Be⸗ 
nützung dieſer Wieſe des im $ 3 ad a des Geſetzes vom 12. October 
1875 bezeichneten Feldfrevels ſchuldig gemacht, und wird nach 8 15 
desſelben Geſetzes zu einer Geldſtrafe von 4 fl. eventuell 24 Stunden 
Arreſt verurtheilt und iſt verpflichtet, dem Johann V. den durch dieſen 
Feldfrevel verurſachten und von den Schätzmännern mit 12 fl. geſchätzten 
Schaden, dann die Koſten des Strafverfahrens per 40 fl. 85 kr. zu 
erſetzen. Denn ſowohl von der Gemeinde S. als Eigenthümerin, als auch 
von Joſef V. als Pächter der Wieſe N. top. 1042 ſei dem Johann U. 
das Recht zuerkannt worden, auf dem Wege über dieſe Wieſe auf die Grund⸗ 
ſtücke des Letzteren zu fahren, aber nur damals, wenn durch dieſes 
Durchfahren kein Schaden entſteht. Den Beſtand dieſer Bedingung habe 
Johann U. ſelbſt zugeſtanden und ſich nur damit entſchuldigt, daß er 
damals, als er ſeinem Sohne Anton U. das Führen des Düngers über 
dieſe Wieſe auf ſeine Grundſtücke auftrug, nicht wußte, daß die Wieſe 
N. top. 1042 beträchtlich naß und brüchig ſei; hiedurch habe er auch 
geſtanden, das dieſes Fahren mit Rückſicht auf den Zuſtand der Wieſe 
zu einer Zeit ſtattfand, wo ihm das Recht des Fahrens über dieſelbe 
auf ſeine Grundſtücke nicht zuſtand. Er habe ſich ſomit mit Rückſicht 
auf das Recht der Benützung der Wieſe des in 8 3 lit. a bezeichneten 
Feldfrevels ſchuldig gemacht und mußte nach den 88 13 und 15 zu 
einer Geldſtrafe verurtheilt werden. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat Johann U. den Statthaltereirecurs 
eingebracht; in demſelben wird bemerkt, daß § 3 ad a des Feldſchutz⸗ 
geſetzes das unbefugte Gehen oder Fahren auf den Aeckern und Wieſen 
wohl als Feldfrevel erkläre; wo eine Servitut beſtehe, könne von 
einem Feldfrevel keine Rede ſein. Recurrent habe die Servitut des 
Fahrens über die Wieſe N. top. 1042 zu ſeinen Grundſtücken ſammt 
ſeinen Vorfahren über 50 Jahre unumſchränkt ausgeübt, wie er durch 
die Zeugen Anton R., Franz K., Joſef N. und Joſeſ D. nachweiſen 
könne, und es ſei die im Pachtprotokolle enthaltene Beſchränkung von 
der Gemeinde S. ohne ſein Wiſſen gemacht worden. Es könne ſomit 
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ſeine Servitut zum Nachtheile des V. ausgeübt hätte, 
nur das Recht zu einer gerichtlichen Klage gehabt. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 3. November 
1876 dem Recurſe unter Behebung des angefochtenen Erkenntniſſes 
Folge gegeben, weil durch das Verpachtungsprotokoll vom 18. Juli 
1871, P. 16 und durch die am 10. October 1876 gepflogene Local⸗ 
erhebung erwieſen iſt, daß der Vorbeſitzer der Realität N. C. 45 des 
Johann U. und Letzterer ſelbſt auch zur Befahrung des über die Wieſe 
N. top. 1042 beſtandenen Fahrweges berechtigt war, und der Titel 
und Umfang beziehungsweiſe die von der Gemeinde S. in dem Ver⸗ 
pachtungsprotokolle in eigener Sache verfügte Einſchräukung der Be⸗ 
nützung dieſes von dem Wieſenpächter eingeackerten und nunmehr als 
Wieſe benützten Fußweges, ſowie der Erſatzanſprüche des Wieſenpächters 
einen privatrechtlichen Gegenſtand bilden, welcher auf den Rechtsweg 
gehört, wohin derſelbe daher auch verwieſen wird. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Joſef V. den Miniſterialrecurs 
ein, in welchem die Servitutsberechtigung des Johann U. als gar nicht 
beſtritten erklärt, jedoch behauptet wird, daß der § 3 ad a des Feld⸗ 
ſchutzgeſetzes das unbefugte Fahren auf Aeckern und Wieſen als 
Feldfrevel erklärt und dabei keinen Unterſchied macht, in welcher 
Eigenſchaft der Frevler gehandelt hat. 

Das k k. Miniſterium des Innern hat unterm 14. Mai 1877, 
3 884 dem Recurſe des Joſef V. im Einvernehmen mit dem k. k. 
Ackerbauminiſterium keine Folge gegeben, „weil Joſef V. die dem 
Johann U. zuſtehende Servitut des Fahrweges über die Wieſe N. top. 
1042 oder Parc. Nr. 1189 und 1190 ſelbſt anerkennt, und bloß 
behauptet, daß Johann U. von dieſem Servitutsrechte zu einer unge⸗ 
hörigen Zeit Gebrauch gemacht hat, die Entſcheidung dieſer Frage aber 
nur im Civilrechtswege erfolgen kann und unter dieſen Umſtänden der 
Thatbeſtand des im § 3 lit. a des Feldſchutzgeſetzes vom 12. October 
1875, L. G. Bl. Nr. 76 bezeichneten Feldfrevels nicht vorliegt“. 

B. 


ſo habe dieſer 


Gymnaſial⸗Supplenten konnten in Gemäßheit des § 13 des 
Gemeindegeſetzes vom 27. März 1849 in der Gemeinde, in 
der ſie angeſtellt waren, das Heimatrecht erwerben. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 13. Februar 1877, 
3. 18169 ex 1876 hinſichtlich des Heimatrechtes des Alois K. ent⸗ 
ſchieden, daß derſelbe in Capo d'Iſtria heimatberechtigt iſt, „weil er 
als Supplent am Gymnaſium in Capo d'Iſtria auf Grund des § 13 
des Gemeindegeſetzes dom 17. März 1849 das Heimatrecht in der 
genannten Gemeinde erworben“ und dasſelbe, da er nach den vor— 
liegenden Verhandlungsacten ſeitdem ein neues Heimatrecht nicht erlangte, 
auch beibehalten hat. F. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landespräſidenten in der Bukowina Hieronymus 
Alejani den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Statthaltereirathe bei der Salzburger Landesregierung Albin Ritter 
Ebner v. Eſchenhaim anläßlich deſſen Penſionirung den Ausdruck der 
allerhöchſten Zufriedenheit mit feiner vieljährigen treuen und ſehr erſprießlichen 
Dienſtleiſtung bekannt geben laſſen 2 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Bau⸗ und Maſchineninſpector Johann 
Onderka in Idria den Titel eines Bergrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Joſef Sabalte in Zara 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpector bei der galiziſchen Statthalterei 
Guſtav Lettner taxfrei den Titel und Charakter eines Forſtrathes verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrath und Vorſtand des Rechnungsdepartements der 
Poſtdirection ſür Wien und Umgebung Eduard Kartak zum Oberrechnungsrathe 
extra statum ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſteommiſſär Joſef Fiſcher zum 
Poſtſecretär in Prag und den Bezirkspoſtcommiſſär Joſef Wanka zum Oberpoſt⸗ 
commiſſär in Prag ernannt. 


Erledigungen. 


Bergarztesſtelle bei der k. k. Bergdirection in Idria, eventuell die Stelle 
des zweiten Bergarztes mit 1200 fl., eventuell 1000 fl. Beſtallung gegen Reiſe⸗ 
pauſchale, bis 4. December. (Amtsbl. Nr. 253). 

JIngenieursſtelle für Tirol und Vorarlberg mit der neunten Rangsclaſſe 


ein Feldfrevel nach $ 3 ada nicht vorliegen und wenn Recurrent bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 253). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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